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Ziele und Maßnahmen für das Handlungsfeld „Erziehun g, Bildung und Ausbildung“  

Abkürzungen: BBR (Kommunaler Behindertenbeirat), WFG (Steuergruppe zur Weiterentwicklung der Förderzentren und Stärkung des Ge-

meinsamen Unterrichts) 

Nr. Ziele / Visionen  Maßnahme  Zuständigkeit und  
Kooperationspartner 
(ggf. Arbeitsgruppe)  

wer, wie, 
wann? 
Laufzeit 

I Vorschulische Phase 

1 Jedes Kind hat von Beginn 
an einen Anspruch auf die 
Achtung seiner Würde, die  
volle Entfaltung seiner Per-
sönlichkeit, seiner Bega-
bungen, seiner Kreativität 
sowie seiner geistigen und 
körperlichen Fähigkeiten. 
Die dafür notwendigen ge-
setzlichen, personellen, 
materiellen und baulichen 
Rahmenbedingungen sind 
dafür vorhanden. 
 

a. Aufbau einer Präventionskette und Nutzung dieser für die familien-
bezogenen Beratungen und Unterstützungen. 

• Amt für Familie und 
Soziales 

• Gesundheitsamt 
• Schulverwaltungsamt 
• Schulamt 
In Kooperation mit 
• Behindertenbeauftrag-

ten der Stadtverwaltung 
• Trägern und Einrich-

tungen von Unterstüt-
zungsangeboten 

Beginn 
2013  
fortlaufend 

b. Schaffung einer Beratungs- und Koordinierungsstelle, um individu-
elle Rahmenbedingungen zur Teilhabe des Kindes am Bildungs- 
und Erziehungsprozess abzuklären. (analog dem Koordinator für 
den Gemeinsamen Unterricht am Staatlichen Schulamt Mittelthürin-
gen) 

• Amt für Familie und 
Soziales  

in Kooperation mit  
• Schulverwaltung 

sofort 

c. Übergänge im Bildungssystem werden gemeinsam und frühzeitig 
koordiniert -„Tandemmodell“ - Arbeit im „Tandem“ beider Koordina-
toren (z.B vorschulische und schulische Phase), Begleitung des 
Kindes, der Eltern und aller beteiligten Einrichtungen beim Über-
gang; Abklärung der Rahmenbedingungen und Installieren dieser 
auf ämterübergreifender Ebene für einen gelingenden Schulbeginn 
im Sinne einer inklusiven Beschulung 

• Amt für Familie und 
Soziales  

• Gesundheitsamt 
• Schulverwaltungsamt 
• Schulamt 

 sofort 



Ziele und Maßnahmen zur Umsetzung der UN-Behindertenrechtskonvention in der Stadt Weimar für das Handlungsfeld „Erziehung, Bildung und Ausbildung“  

2 
 

Nr. Ziele / Visionen  Maßnahme  Zuständigkeit und  
Kooperationspartner 
(ggf. Arbeitsgruppe)  

wer, wie, 
wann? 
Laufzeit 

d. Alle Fachkräfte nutzen den Thüringer Bildungsplan. Er ist Hand-
lungsgrundlage für ihre Arbeit und Orientierung für die Eltern.  

• Alle Ämter 
• Träger und Einrichtun-

gen  

sofort  
fortlaufend 

e. Öffentlichkeitsarbeit intensivieren, um Barrieren abzubauen und ein 
positives Bewusstsein für eine gemeinsame Bildung und Erziehung 
aller Kinder zu schaffen. 

• Alle Ämter 
• BBR 
• Behindertenbeauftragte 

der Stadtverwaltung 

sofort  
fortlaufend 

f. Publikationen positiver Beispiele 

2 Alle Kindertageseinrichtun-
gen und Tagesmütter ar-
beiten mit behinderten und 
nicht behinderten Kindern. 

a. Die fachliche, personelle, sachliche und räumliche Befähigung der 
Einrichtungen gewährleisten 

• Amt für Familie und 
Soziales 

• Schulverwaltungsamt 
• Schulamt 
• Träger und Einrichtun-

gen 
• Bauträger der Einrich-

tungen 

sofort 
fortlaufend 

b. Weiterentwicklung und Bekanntmachung der fachlichen Empfeh-
lungen der Stadt Weimar 

• Amt für Familie und 
Soziales 

fortlaufend 

c. Ermittlung der Beratungs- und Fortbildungsbedarfe für Eltern und 
Erzieher 

• Träger und Einrichtun-
gen  

In Kooperation mit: 
• Amt für Familie und 

Soziales 

sofort  
fortlaufend 

d. Unterstützung der fachlichen Aus- und Weiterbildung; Abgleich der 
Ausbildungsinhalte mit den Anforderungen der Praxis – Verände-
rungen / Ergänzungen der Ausbildungsinhalte und –angebote, um 
eine inklusive Betreuung zu gewährleisten 

• Träger und Einrichtun-
gen 

In Kooperation mit: 
• Amt für Familie und 

Soziales 

fortlaufend 
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Nr. Ziele / Visionen  Maßnahme  Zuständigkeit und  
Kooperationspartner 
(ggf. Arbeitsgruppe)  

wer, wie, 
wann? 
Laufzeit 

3 Es wird ein neues, inklusi-
ves Bildungssystem auf 
Landes- und Bundesebene 
entwickelt. Eltern und 
Fachkräfte erhalten ein 
umfassendes, allgemein 
verständliches und unab-
hängiges Beratungsange-
bot zu den Bildungsmög-
lichkeiten der Kinder. 

a. Weiterbildungsangebote für Eltern und Erzieher • Träger und Einrichtun-
gen 

In Kooperation mit: 
• Amt für Familie und 

Soziales 

sofort  
fortlaufend 

b. Beratungsangebote vor Ort in der Kita • Träger und Einrichtun-
gen 

In Kooperation mit: 
• Amt für Familie und 

Soziales 

sofort  
fortlaufend 

c. Beratungsangebote durch die Kommune 

d. Beratungsangebote ggf. unter dem Peer Aspekt: durch Betroffene 

II Schulische Phase 

1 Bildung ist der Schlüssel 
zur Erschließung von fach-
lichen und sozialen Kom-
petenzen zur gesellschaft-
lichen Teilhabe und Le-
bensgestaltung. In allen 
Schulformen sind alle indi-
viduellen Förderbedarfe 
und Unterstützungssyste-
me sichergestellt. 
Die Öffentlichkeit und alle 
am Bildungsprozess Betei-
ligten sind mehrheitlich po-
sitiv für ein neues, inklusi-
ves Bildungssystem sensi-
bilisiert. 

a. Für die Stadt Weimar wird ein Leitbild zur Bildung, ihrer Rahmen-
bedingungen und den Möglichkeiten in der Stadt erarbeitet. Eine 
breite Bürgerbeteiligung wird dabei angestrebt. 

• Schulträger und alle Bil-
dungsträger der Stadt 

in Kooperation mit: 

• BBR und Behindertenbe-
auftragten der Stadt 

2016 
 

b. Die kommunalen Medien werden für eine regelmäßige positive Öf-
fentlichkeitsarbeit genutzt. (z.B. im Rathauskurier mit gelungenen 
Beispielen für Integration/Inklusion und deren Bedingungen) 

• Bildungseinrichtungen 
in Kooperationen mit: 
• Presseamt der Stadtver-

waltung 

sofort  
fortlaufend 

2 Jedes Kind findet die indi-
viduell benötigten Lernbe-
dingungen und die best-

a. Niederschwellige, auf das Gesamtziel ausgerichtete,  verlässliche 
Bildungs- und Beratungsangebote für Eltern, Schüler und Pädago-
gen werden gewährleistet. 

• Bildungseinrichtungen 
und ihre Träger 

• Beratungsstellen 

sofort und 
fortlaufend 
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Nr. Ziele / Visionen  Maßnahme  Zuständigkeit und  
Kooperationspartner 
(ggf. Arbeitsgruppe)  

wer, wie, 
wann? 
Laufzeit 

möglichen Bedingungen 
zur gleichberechtigten Teil-
habe an den Bildungsan-
geboten. 

in Kooperation mit: 
• Schulamt 

b. Im Schulnetzplan für 2016 folgende Jahre wird verankert:  
• Schulwahlrecht der Eltern und Kinder stärken 
• die Position der Stadtverwaltung zur Schaffung inklusiver Ler-

numgebungen in allen Schulen definieren 
• die Position der Stadtverwaltung zu regionalen und überregio-

nalen Förderzentren definieren 
• die Position der Stadtverwaltung zu staatlich anerkannten Er-

satzschulen definieren 

• Schulverwaltungsamt 2016 

c. Zur Stärkung des längeren gemeinsamen Lernens, des Umgangs 
mit Heterogenität und ggf.  bei Neugründungen von Gemein-
schaftsschulen sind die Fortschreibungen schulischer Gesamtkon-
zeptionen im Rahmen des Modellprojektes zur Weiterentwicklung 
der Th. Grundschulen zu Ganztagsschulen im Sinne des Gemein-
samen Unterrichts zu entwickeln. 

• Schulträger 
• Schulamt 
• Schulen 

fortlaufend 

d.  Der Nachteilsausgleich in der Berufsausbildung wird beim Land 
Thüringen (TMBWK) von der Kommune über die kommunalen Spit-
zenverbände eingefordert, ebenso  die Anpassung der Schulord-
nung für die Berufsbildende Schule. 

• Büro OB 

in Kooperation mit: 

• BBR und Behindertenbe-
auftragten der Stadt 

• Schulamt 

• Gemeinde- und Städte-
bund Thüringen 

sofort und 
wenn not-
wendig fort-
laufend 

e.  Bei der Schulnetzplanerstellung werden die Ergebnisse der Studie 
„Bedarfsgerechte Bildungs- und Sozialsteuerung“ (Sozialraumstu-
die) und Zusammenarbeit mit der Forschergruppe von Prof. Fischer 
(FH Erfurt) einbezogen. 

• Schulverwaltungsamt fortlaufend 
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Nr. Ziele / Visionen  Maßnahme  Zuständigkeit und  
Kooperationspartner 
(ggf. Arbeitsgruppe)  

wer, wie, 
wann? 
Laufzeit 

3 In den Schulen und der 
Hortbetreuung sind die 
personellen, organisatori-
schen, pädagogischen und 
finanziellen Rahmenbedin-
gungen für die bestmögli-
che Bildung der Kinder und 
Jugendlichen vorhanden. 

a. Gründung einer Arbeitsgruppe zur Festlegung der Qualitätsstan-
dards für inklusive Schulen bzw. Lernumgebungen einschließlich 
Übergangsregelungen und Bestandsaufnahme an Weimarer Schu-
len (Zugrundelegung der Leitlinien für leistungsfähige Schulbauten 
in Deutschland/ Einbeziehung der Montag Stiftung Jugend und Ge-
sellschaft) 

• Sächlicher Aspekt: 
� Raumkonzept unter Berücksichtigung der „Leitlinien 

für leistungsfähige Schulbauten“ (Bund Deutscher 
Architekten (von 2 auf 4,5 m²); Montag-Stiftungen) 

� Barrierefreiheit 
� Lehrmittelausstattung 
� Innenausstattung, Außengelände: Parkraumordnung 

• Personeller Aspekt: 
� Lehrer, Sonderpädagogen 
� Erzieher  
� Heilpädagogen 
� Schulsozialarbeit 
� Fach- und Beratungsdienste 
� Pflegekräfte 
� Schulbegleitung 
Die kommunalen Fachkräfte (Schulsozialarbeiter, 
Schulbegleiter, ErzieherInnen) werden entsprechend 
qualifiziert und regelmäßig fortgebildet. 

• Organisatorischer Aspekt: 
� Fahrdienste 

 
 

• Schulträger 
• Bauträger der Einrich-

tungen 
• Bauamt 
• WFG 
 
• Schulträger 
• Bauträger der Einrich-

tungen 
 
 
 
• Schulamt 
• Amt für Familie und So-

ziales 
• Schulträger 
• Gesundheitsamt 
 
 
 
 
 
 
• Schulträger 

WFG arbei-
tet sofort 
und fortlau-
fend 
 
Bestands-
aufnahme 
ab 2015 
bzw. nach 
Beschluss 
des Akti-
onsplanes 
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Nr. Ziele / Visionen  Maßnahme  Zuständigkeit und  
Kooperationspartner 
(ggf. Arbeitsgruppe)  

wer, wie, 
wann? 
Laufzeit 

b. Für die Hortbetreuung werden Qualitätsstandards für inklusive Be-
treuung definiert und eingeführt. 

• Schulträger 
• Schulamt 
• ExpertInnen zur inklusi-

ven Bildung (ggf. selbst 
betroffen) 

c. Bestandsaufnahme der vorhandenen räumlich-sächlichen Bedin-
gungen zur Realisierung des gemeinsamen Unterrichts an den 
Weimarer allgemeinbildenden Schulen und Berufsschulen, regel-
mäßige Aktualisierung 

• Schulträger 
 

d. In anstehenden kommunalen Haushaltsplanungen wird Inklusion im 
Sinne der Einrichtung eines Fonds für aktuell notwendige Sofort-
maßnahmen des Schulträgers verankert. 

4 Alle erforderlichen Hilfen 
werden aus einer Hand 
entsprechend dem Bedarf 
des Kindes oder Jugendli-
chen gewährt.  

a. Schaffung / Ausbau einer ämterübergreifenden Servicestelle / In-
tegrationsdienstes für inklusive Bildung zur Entlastung von Eltern 
und Pädagogen 

b. Vernetzung der Ansprechpartner in der Verwaltung 
c. Zusammenarbeit und Abstimmung der Beteiligten in Weimar und 

WeimarerLand  

• Schulverwaltung 
• Schulamt  
• Amt für Familie und So-

ziales 
• Gesundheitsamt 

sofort und 
fortlaufend 

5 Die Thüringer Bildungsge-
setzte sind mit den Vorga-
ben der UN-BRK konform 
und bilden die Grundlage 
für erfolgreiches inklusives 
Lernen.  

a. KommunalpolitikerInnen engagieren sich auf Landesebene für die 
Anpassung aller Bildungsgesetze an die UN-BRK. 

• Stadträte 
• Führungskräfte der 

Stadtverwaltung im 
Rahmen ihrer Zusam-
menarbeit mit Ministerien 
und dem Gemeinde- und 
Städtebund Thüringen 

 
 

sofort und 
fortlaufend 
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Nr. Ziele / Visionen  Maßnahme  Zuständigkeit und  
Kooperationspartner 
(ggf. Arbeitsgruppe)  

wer, wie, 
wann? 
Laufzeit 

III Nachschulische Phase 

1 Barrierefreie Informations-
möglichkeiten über Bil-
dungsorte und Bildungsan-
gebote stehen zur Verfü-
gung. 

a. Barrierefrei aufgearbeitete Informationen über Printmedien und In-
ternet kommunizieren. 

• Einrichtungen und ihre 
Träger  

• Presseamt der Stadt 

Fortlaufend, 
schrittweise 
umsetzen 

2 Menschen mit Behinderun-
gen haben das uneinge-
schränkte Recht auf gleich-
berechtigte Teilhabe an 
allen Bildungsformen au-
ßerhalb von Sondereinrich-
tungen. Die dazu notwendi-
gen Rahmenbedingungen 
stehen bedarfsgerecht zur 
Verfügung und gestatten 
die bestmögliche schuli-
sche und soziale Entwick-
lung sowie lebenslanges 
Lernen. In allen Bildungs-
formen wird Toleranz und 
Verständnis gegenüber 
Menschen mit Beeinträchti-
gungen gelebt und ihre 
gleichberechtigte Teilhabe 
ermöglicht. 
Alle SchulabsolventInnen  
haben die gleichen Wahl- 
und Ausbildungsmöglich-
keiten.  

a. Behindertenbeauftragte werden als Ansprechpartner an allen Bil-
dungseinrichtungen gewählt / benannt. 

• Einrichtungen und ihre 
Träger 

in Kooperation mit: 

• BBR und Behindertenbe-
auftragten der Stadt 

Ab sofort  
2015 

b. Begegnungsprojekte und Austausch zur Bewusstseinsbildung wer-
den gefördert (Perspektivwechsel zulassen / unterstützen) - Geziel-
te Anlässe/ Begegnungsmöglichkeiten für Menschen mit und ohne 
Beeinträchtigungen schaffen 

• Einrichtungen und ihre 
Träger 

in Kooperation mit: 

• BBR und Behindertenbe-
auftragten der Stadt 

sofort und 
fort-laufend 

c. Verpflichtende Einbeziehung von Gremien der Betroffenen und 
Sachverständigen in die Planung von Bildungs-, Bau- und Entwick-
lungsprozessen 
Beauftragung von kompetenten Ansprechpartnern bzw. Bildung von 
spezifischen Arbeitsgruppen im BBR zur Mitwirkung in Entwick-
lungs- und Entscheidungsprozessen 

• Einrichtungen und ihre 
Träger 

in Kooperation mit: 
• BBR und Behindertenbe-

auftragten der Stadt 

sofort und 
fortlaufend 

d. Netzwerkarbeit fördern zur Beratung/Unterstützung von Lehrern, 
Eltern und Schülern. 

• Ämter (entsprechend fall-
bezogen), Bildungsein-
richtungen, WFG, Ar-
beitsagentur, Integrations-
fachdienst und weitere 

sofort und 
fortlaufend 
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Nr. Ziele / Visionen  Maßnahme  Zuständigkeit und  
Kooperationspartner 
(ggf. Arbeitsgruppe)  

wer, wie, 
wann? 
Laufzeit 

e. Die Zusammenarbeit an den Schnittstellen zwischen kommunaler 
Verwaltung, Schulamt, Ministerien fördern 

• WFG sofort und 
fortlaufend 

3 Schaffung struktureller, 
personeller und materieller 
Voraussetzungen in allen 
formalen und non-formalen 
Bildungseinrichtungen. 

a. Barrierefreiheit in allen Bildungseinrichtungen schaffen (hinsichtlich 
der Gebäude und Ausstattungen) 

• Leistungsträger bzw. Ein-
richtungen 

in Kooperation mit: 

• BBR und Behindertenbe-
auftragten der Stadt 

sofort und 
fortlaufend 

b. Zur Gewährleistung eines lebenslangen Lernen barrierefreie Lehr- 
und Unterrichtsmaterialien entwickeln und zur Verfügung stellen 
und Lehrkräfte entsprechend weiterbilden und einsetzen. 

• Schulamt 
• Bildungseinrichtungen 

und deren Träger 

sofort und 
fortlaufend 

c. Bestandsaufnahmen zur Barrierefreiheit in Bildungs- Kultur- und 
Sporteinrichtungen 

• Schul- und Sportverwal-
tung 

• Kultur- und Bildungsein-
richtungen 

in Kooperation mit: 

• BBR und Behindertenbe-
auftragten der Stadt 

Schrittweise 
ab 2013 

d. Außerschulische Lernorte mit guten Rahmenbedingungen verstärkt 
über Kooperationen nutzen 

• Einrichtungen und ihre 
Träger 

in Kooperation mit: 
• Ämtern der Verwaltung 

sofort und 
fortlaufend 

 


